
E ines vorneweg: Das jetzt verabschie-
dete Programm von CDU und CSU 
 wird den Ausgang der Bundestags-
wahl im Herbst nicht entscheiden. 

Der einstimmige Beschluss im Vorstand der 
Schwesterparteien und die demonstrative 
Geschlossenheit, die die Parteichefs Armin 
Laschet  und Markus Söder   bei der Vorstellung 
des Programms zur Schau stellten, sorgen zum 
Start in die heiße Phase des Wahlkampfs  den-
noch   für klare Verhältnisse.  
Denn die Union, die nach 
einem Zwischentief in den 
Umfragen  in den vergange-
nen Wochen zurück an die 
Spitze geklettert ist, wird das 
Erbe von 16 Jahren Angela 
Merkel  in den nächsten zwölf 
Wochen wohl  nicht noch ein-
mal durch parteiinterne Que-
relen aufs Spiel setzen. Das 
darf nach der geschwisterli-
chen Darbietung von gestern  
als sicher gelten. 

 Vielleicht ist es diese Ein-
sicht, die den  Noch-Koali-
tionspartner SPD nach der 
Vorstellung des Unionspro-
gramms dazu veranlasste, 
von einer „Enttäuschung“ zu 
sprechen. Der überzeugende 
Wahlsieg der CDU in Sachsen-Anhalt Anfang 
Juni hat die Reihen offenbar geschlossen. Der  
Spitzenkandidat für die Bundestagswahl, CDU-
Chef Armin Laschet, kann sich nach dem offen 
ausgetragenen Machtkampf mit CSU-Chef Mar-
kus Söder zumindest bis Ende September des-
sen Unterstützung sicher sein. Finanzminister   
Olaf Scholz, der als SPD-Spitzenkandidat  
zumindest nach außen weiter  mit ungetrübter 
Zuversicht  an eine Beförderung ins Kanzleramt 
glaubt, wird um den Gang in die Opposition 
aber kaum herum kommen, sofern der Union 
in den drei Monaten bis zur Wahl kein interner 
Machtkampf mehr passiert. 

Auch die Grünen, die als größer Herausforde-
rer gelten und zum ersten Mal eigene Ansprü-
che auf das Kanzleramt angemeldet haben, 
müssen hoffen, dass die  Spitzen von CDU/CSU 
in den nächsten Wochen wieder mehr Fehler 
machen als die  eigene  Spitzenkandidatin. Das 
ist nach der jüngsten  Pannenserie von Annalena 
Baerbock allerdings unwahrscheinlich. Die Vor-
stellung des Unions-Programms versuchte 
Baerbock am Montag zwar dafür zu nutzen, 
die Wahl im Herbst als   „Richtungsentscheid“  
zu deklarieren. Doch für die meisten Wähler 
dürfte es nach den  langen Monaten unter Pan-
demiebedingungen  vor allem darum  gehen, 
wer das Land möglichst kompetent und schnell   

aus der Krise   steuert. Dass die Grünen in erster 
Regierungsverantwortung da die richtige Rich-
tung einschlagen, haben ihnen in Umfragen 
zuletzt immer weniger Wähler zugetraut,  auch 
weil Baerbock, deren mangelnde Erfahrung in 
Regierungsämtern schon bei  ihrer Nominie-
rung als ihre größte Schwäche galt, mit hand-
werklichen Fehlern im Wahlkampf Vertrauen 
verspielt hat. Wer Schwierigkeiten mit der Auf-
listung eines Lebenslaufs hat, dem traut man  

auch die Transformation 
einer großen Industrienation 
zur klimaneutralen Kreislauf-
wirtschaft gleich ein bisschen 
weniger  zu. 

 Warum ausgerechnet der 
Union dieser Umbau gelingen 
soll, die nach 16 Jahren an der 
Regierungsspitze  in ihrem 
Wahlprogramm ein Moderni-
sierungsjahrzehnt ausruft, 
sdfsdf

. (Börsen-Zeitung, 
22.6.2021)
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Perspektivisch finanzintensiv

Börsen-Zeitung, 22.6.2021

Voll heißt
nicht gleich voll

Börsen-Zeitung, 22.6.2021
Die Sehnsucht und die sommerli-
chen Temperaturen locken die 
Bevölkerung scharenweise nach 
draußen. Biergärten, Freibäder 
und Einkaufsmeilen sind teilweise 
schon wieder annähernd so voll 
wie vor der Corona-Pandemie, 
setzt man die Gästezahl mit den 
erlaubten Höchstgrenzen in 
Beziehung. Die Zeichen stehen 
gut, dass tatsächlich zumindest 
ein Teil der coronabedingten 
Zwangsersparnis in zusätzlichen 
Konsum fließt. Eine Bundesbank-
Umfrage ergab, dass 50% am 
Monatsende mehr Geld übrig hat-
ten als vor der Pandemie – entwe-
der mangels Konsummöglichkeit 
oder wegen Infektionssorgen. 

Doch Vorsicht: Volle Straßen 
bedeuten noch lange nicht volle 
Läden und auch diese stehen nicht 
automatisch für gefüllt Kassen.ba

Karlsruher
Déjà-vu 

Börsen-Zeitung, 22.6.2021
„BGH kommt die Banken teuer“, 
kommentierte die Börsen-Zeitung 
vor gut sechs Jahren die Recht-
sprechung des Bundesgerichts-
hofs, der Kreditbearbeitungsge-
bühren vielfach für unzulässig 
erklärt hatte  und Kunden den Weg 
zu üppigen Rückforderungen 
ebnete.  „BGH-Urteil wird für Ban-
ken teuer“, titelte diese Zeitung  
vor wenigen Wochen im Mai, als 
die Finanzaufsicht BaFin die mög-
liche Last aus einem neuen Urteil 
aus Karlsruhe eruierte. Diesmal 
geht es um Klauseln, die eine stille 
Zustimmung der Kunden zum Bei-
spiel bei bestimmen Preisände-
rungen vorsehen und ebenfalls 
nicht zulässig sind. Wieder könnte  
eine Rückforderungswelle bevor-
stehen, wenn auch nicht unbe-
dingt so massiv wie damals. Und 
dann ist da noch ein Streit über 
die  Zinsberechnung in alten Spar-
verträgen, mit denen sich der BGH 
ebenfalls befassen wird und die 
nun Anlass für eine Allgemeinver-
fügung der BaFin sind. Wieder 
und wieder zeigt sich: Die Recht-
sprechung ist ein unkalkulierba-
res Risiko. Wie viele der heute 
üblichen Klauseln werden eines 
Tages  gekippt? Das Gefühl, das 
alles schon  erlebt zu haben, ist 
Bank­juristen leidlich vertraut.   jsc

wertberichtigt

Olympischen Spiele 2024. Beides 
zusammen könnte 100 Mill. Euro 
kosten. Es ist erst das 20. Mal seit 
seiner Einweihung, dass der Eiffel-
turm einen neuen Anstrich erhält. 
Allerdings bereiten die Malerarbei-
ten der Betreibergesellschaft dies-
mal erhebliches Kopfzerbrechen. 
Sie mussten im Februar unterbro-
chen werden, weil diesmal mehr 
von den alten Farbschichten ent-
fernt wurde, wobei mehr Blei als 
zulässig freigesetzt wurde. Die 
Betreibergesellschaft mit ihren 
340 Mitarbeitern überlegt nun, wie 
der Anstrich unter Einhaltung der 
Sicherheitsauflagen fortgeführt 
werden kann. Die Stadt Paris kann 
es sich nicht leisten, erneut wegen 
der Überschreitung von Blei-
Grenzwerten ins Gerede zu kom-
men, nachdem bei dem Brand von 
Notre-Dame am 15. April 2019 
mehrere hundert Tonnen Blei in 
Flammen aufgegangen sind. 

*

Sich für die Olympischen Spiele 
flott zu machen, versucht auch der 
Metro-Betreiber RATP. Er reno-
viert nicht nur wie jeden Sommer 
die verschiedenen Metro-Linien, 
sondern verlängert auch die auto-
matisch betriebene Metro-Linie 14 
im Süden bis zum Flughafen von 
Orly. Damit nicht genug, denn die 
RATP hat sich zudem mit dem 
Flughafenbetreiber ADP (Aéro-
ports de Paris) und der Region Ile-
de-France zusammengetan, um 
die urbane Luftmobilität zu för-
dern. Sie hoffen, während der 
Olympischen Spiele 2024 
Demonstrationsflüge mit dem 
Volocity von Volocopter durchfüh-
ren zu können. Das Flugtaxi sollte 
diesen Montag einen Vorführflug 
in Le Bourget vollführen. Dort hät-
te jetzt normalerweise die weltweit 
größte Luftfahrtmesse stattfinden 
sollen, doch sie wurde auf 2023 
verschoben. Wie die Luftfahrtbran-
che wird auch die RATP die Nach-
wirkungen der Covid-Pandemie 
lange zu spüren bekommen. So 
schätzt RATP-Chefin Catherine 
Guillouard, dass sich das Arbeiten 
vom Homeoffice aus auch nach der 
Krise durchsetzen könnte. Sie geht 
deshalb davon aus, dass die Zahl 
der Fahrgäste der RATP um 5 % bis 
7 % sinken wird, wenn zwei Tage 
Homeoffice pro Woche zur Regel 
werden sollten. Durch die Auswei-
tung des Angebots wie der Verlän-
gerung der Metro-Linien könnte 
sich das aber nach 24 Monaten 
wieder ausgleichen, schätzt sie. 

(Börsen-Zeitung, 22.6.2021)

Die Sorgen
 der alten Dame

VON GESCHE WÜPPER

Paris genießt die lauen Sommer-
nächte, doch die alte Dame befin-
det sich noch immer in ihrem Dorn-
röschenschlaf, einem künstlichen 
Koma. Hinter den Kulissen 
herrscht jedoch bereits geschäftige 
Betriebsamkeit, damit „la vieille 
dame“, wie der Eiffelturm in Frank-
reich genannt wird, am 16. Juli 
zum ersten Mal seit Oktober ver-

gangenen Jahres wieder Besucher 
empfangen darf. Bis das Wahrzei-
chen von Paris so viele Gäste wie 
vor der Pandemie begrüßen wer-
den kann, dürfte allerdings noch 
eine Weile vergehen, da der vorge-
schriebene Sicherheitsabstand 
automatisch zu einer Verringerung 
der Besucherströme führen wird. 
So dürfen beispielsweise die Fahr-
stühle dann nur noch 25 statt wie 
bisher 50 Personen gleichzeitig 
befördern. Statt mit durchschnitt-
lich 25 000 Gästen pro Tag rechnet 
die Betreibergesellschaft deshalb 
gerade mal mit maximal 10 000 
Gästen täglich – so wie im Sommer 
letzten Jahres. Damals hatte das 
132 Jahre alte Bauwerk nach einer 
Zwangspause von März bis Ende 
Juni wieder Besucher empfangen 
dürfen, bevor es Ende Oktober wie-
der geschlossen wurde. 

*

In der Folge ist der Umsatz der 
Betreibergesellschaft SETE (Socié-
té d’Exploitation de la tour Eiffel) 
von 99 Mill. Euro auf 25 Mill. Euro 
eingebrochen, so dass unter dem 
Strich ein Verlust von 52 Mill. Euro 
anfiel. Für dieses Jahr erwartet der 
Betreiber einen weiteren Verlust 
von 70 Mill. Euro. Die Stadt Paris 
hat die Betreibergesellschaft des-
halb gerade mit 62 Mill. Euro an 
neuem Kapital ausgestattet; und 
die Metropolregion des Groß-
raums Paris hat weitere 600000 
Euro gegeben. Die französische 
Hauptstadt hält 99% des Kapitals 
der SETE, die Metropolregion 1%. 

Die Finanzspritze soll nicht nur 
helfen, die Betriebskosten des Eif-
felturms zu decken, sondern auch 
bei der geplanten Renovierung 
eines Aufzugs und bei dem neuen 
Anstrich. Immerhin will sich die 
alte Dame schön machen für die 

NOTIERT IN
PARIS

Für uns sind die Gewerkschaften 
dabei ganz klar Partner auf Augenhö-
he. Wir wollen keine öffentlichkeits-
wirksame Konfrontation und Ausei-
nandersetzung. 

Dialog statt Konfrontation

Stattdessen streben wir einen 
konstruktiven und vertrauensvollen 
Dialog mit den Gewerkschaften an 
– und Ergebnisse, die die wirtschaftli-
chen Realitäten abbilden und gleich-
zeitig den Weg in eine gute Zukunft 
für die Institute und die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ebnen.

Folgende drei Punkte sind dabei 
zentral:

VON GUNAR FETH

Das Lohnniveau in den Banken 
ist bereits  jetzt sehr gut, und die 
temporäre Erhöhung der Infla­-

tion ist eben das – vorübergehend 
und zeitlich begrenzt.

Ansichtssache

Börsen-Zeitung, 22.6.2021
Die Corona-Krise hat Deutschland 
hart getroffen: Die Wirtschaftsleis-
tung ist im vergangenen Jahr um 5 % 
eingebrochen. Gleichzeitig hat sich 
der Schuldenstand des Bundes seit 
Pandemiebeginn um 35 % erhöht. 
Die Arbeitslosenquote ist zum ersten 
Mal seit 2013 gestiegen, und hun-
derttausende Menschen sind in Kurz-
arbeit. Die Zahl der geschlossenen 
Ausbildungsverträge ist im zurück-
liegenden Jahr um fast 10 % gesun-
ken. 

Risiko einer Insolvenzwelle

Das sind erschreckende Zahlen. 
Und dabei sind die wirtschaftlichen 
Folgen der Pandemie noch nicht ein-
mal vollständig bilanzierbar. Durch 
die zeitweise Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht schieben wir 
womöglich eine Bugwelle von Unter-
nehmensinsolvenzen vor uns her.

Im Bankensystem werden die 
negativen Auswirkungen der Pande-
mie deshalb erst langsam und über 
einen längeren Zeitraum hinweg zu 
spüren sein. Die Institute versuchen 
sich durch eine entsprechende Risi-
kovorsorge zu rüsten – nicht leicht 
in einer Situation, in der das anhal-
tende Niedrigzinsumfeld und die 
Kosten der Regulierung die Ertragssi-
tuation der Banken schon seit Jahren 
unter Druck setzen. 

Neben den direkten ökonomi-
schen Auswirkungen hat Corona den 
großen Zukunftstrends Digitalisie-
rung und Nachhaltigkeit einen enor-

men Schub verpasst. Unternehmen 
und auch Banken mussten sich im 
Rekordtempo digital neu aufstellen 
– auch, damit ein Großteil der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zum 
Schutz ihrer Gesundheit aus dem 
Mobile Office heraus arbeiten konn-
te. Für die Beschäftigten der öffentli-
chen Banken ebenso wie für die Insti-
tute selbst war und bleibt die Situa-
tion belastend. Auch das Thema 
Nachhaltigkeit hat noch einmal an 
Relevanz gewonnen. Politik und 
Gesellschaft nehmen Banken dabei 
stärker in die Pflicht. Und auch die 
Institute selbst stellen sich ihrer 
gesellschaftlichen Verantwortung, 
die mit vielen Chancen, vor allem 
aber mit jeder Menge Herausforde-
rungen verbunden ist.

Start der Tarifverhandlungen

Vor dieser schwierigen Gemenge-
lage beginnen in dieser Woche die 
Tarifgespräche der öffentlichen Ban-
ken. Als Bundesverband Öffentlicher 
Banken Deutschlands (VÖB) verhan-
deln wir ab diesem Jahr wieder 
eigenständig für die 43 Institute der 
Tarifgemeinschaft Öffentlicher Ban-
ken mit ihren mehr als 60 000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern.

Im vergangenen Jahr  haben wir 
uns aus der Verhandlungspartner-
schaft mit den privaten Banken 
gelöst. So können wir passgenauere 
Angebote unterbreiten, die die 
besondere Situation der öffentlichen 
Banken und ihrer Beschäftigten 
abbilden. 

n Erstens: Der Tarifvertrag muss die 
strukturellen Grundlagen für die 
Gestaltung der Zukunftsthemen 
Digitalisierung und Nachhaltig-
keit schaffen: Die digitale Arbeits-
welt lässt Themen wie Mobile 
Office und flexible Arbeitszeitge-
staltung in den Fokus rücken. 
Gleichzeitig gewinnen Fragestel-
lungen rund um Nachhaltigkeit 
massiv an Bedeutung – bei der 
Gestaltung der eigenen Arbeit 
ebenso wie bei der Ausbildung. 
Insbesondere die junge Genera-
tion setzt hier neue Prioritäten. Als 
öffentliche Banken nehmen wir 
unseren gesellschaftlichen Auf-
trag sehr ernst und wollen hier 
strukturelle Weichen stellen. 

Flexibilität entscheidend

n Zweitens:  Notwendig dafür ist 
eine Reform des Entgeltsystems. 
Flexibilität ist eines der wichtigs-
ten Kriterien, um sich zukunftsfest 
aufzustellen. Deshalb wollen wir 
das Tarif-Entgeltsystem so struk-
turieren, dass es sich agil an neue 
Entwicklungen in der Arbeitswelt 
anpassen kann. Gemeinsam mit 
den Gewerkschaften wollen wir 
ein neues System entwickeln, das 
die heutige und künftige Banken-
welt zeitgemäß abbildet. Dazu 
haben wir bereits sehr konstrukti-
ve Gespräche mit den Gewerk-
schaften aufgenommen. 

n Drittens: Voraussetzung dafür, 
dass wir diese sehr wichtigen 
Zukunftsthemen angehen kön-

nen, ist ein Gehaltsabschluss mit 
Augenmaß. Die Folgen der Coro-
na-Pandemie werden die Institute 
in den kommenden Monaten und 
Jahren treffen. Parallel dazu  setzt 
das anhaltende Niedrigzinsum-
feld die Ertragssituation der Ban-
ken massiv unter Druck. Das Lohn-
niveau in den Banken ist – nicht 
zuletzt aufgrund der Abschlüsse in 
der Vergangenheit – bereits  jetzt 
sehr gut, und die temporäre Erhö-
hung der Inflation ist eben das – 
vorübergehend und zeitlich 
begrenzt. Deshalb würde eine 
Inflationsausgleichsdebatte die 
zentralen Realitäten nicht in den 
Blick nehmen.

Zukunftsfeste Banken

Als VÖB sind wir angetreten, in 
den anstehenden Tarifgesprächen 
die notwendigen Weichen für eine 
zukunftsfeste Bankenlandschaft mit 
guten und modernen Arbeitsplätzen 
zu stellen. Wir brauchen einen 
zukunftsgerichteten Tarifabschluss 
– nicht irgendwann, sondern jetzt! 
Ich bin mir sicher: Gemeinsam mit 
den Gewerkschaften wird uns das 
gelingen.

Gunar Feth ist Verhandlungsführer 
des Arbeitgeberverbandes der 
öffentlichen Banken in den anste-
henden Tarifverhandlungen.
In dieser Rubrik veröffentlichen wir 
Kommentare von führenden Vertre-
tern aus der Wirtschafts- und Finanz-
welt, aus Politik und Wissenschaft.

Wir brauchen jetzt eine zukunftsgerichtete Reform des Tarifvertrags
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